
Organentnahmen sollen
künftig möglich sein, wenn
man nicht ausdrücklich wi‐
derspricht. Die Referen‐
dumsfrist läuft am 20. Ja‐
nuar 2022 ab.
Bisher musste man einer

Organentnahme ausdrück‐
lich zugestimmt haben, es

galt also die Einwilligungslösung. Die Revision
des Transplantationsgesetzes, gegen die das Re‐
ferendum ergriffen worden ist, sieht nun den Über‐
gang von der Einwilligungslösung zur Wider‐
spruchslösung vor:
Die Organentnahme soll bereits dann zulässig

sein, wenn man nicht ausdrücklich dagegen wi‐
dersprochen hat. Das Gesetz sieht vor, dass man
sich in ein Register eintragen muss, wenn man die
Organentnahme verhindern will.

Geht das? Nein, es geht nicht. Es kann doch nicht
sein, dass meine körperliche Integrität vom Staat
nur dann respektiert wird, wenn ich mich zuvor
durch einen Registereintrag darum beworben
habe. Freiheitsrechte muss man nirgends anmel‐
den. Um wie viel mehr muss das für die Würde
des Menschen gelten, auch für die Würde des to‐
ten Menschen. Und es geht sogar noch weiter:
Ob ich ein Würdeverständnis habe, das sich nicht
nur auf meinen lebenden, sondern auch auf mei‐
nen toten Körper erstreckt, entscheide ich selber.
Das hat nicht der Staat zu entscheiden.

Der Totenfrieden
Warum gibt es denn im Schweizerischen Strafge‐
setzbuch einen Artikel 262 mit dem Titel «Stö‐
rung des Totenfriedens»? Natürlich ist das Straf‐
gesetz auf eine gesetzlich geregelte Organent‐
nahme nicht anwendbar. Aber dass es diesen Ar‐
tikel überhaupt gibt, zeigt doch, dass der Gesetz‐

geber auch demToten eineWürde zugeschrieben
hat, die geschützt werdenmuss. Dafür wird sogar
das Strafrecht zu Hilfe genommen, was dieser
Würde einen besonderen Stellenwert einräumt.
Der Artikel des Strafgesetzbuches schützt nicht
nur Friedhöfe und Leichenzüge vor Störung oder
«Verunehrung», sondern auch die öffentliche Be‐
schimpfung eines Leichnams wird bestraft. Und
das Stehlen von Asche oder Leichenteilen natür‐
lich auch.

Nächste Angehörige ohne Bedenkzeit
Natürlich gab esWiderstände gegen diese Revisi‐
on des Transplantationsgesetzes, vor allem aus
kirchlichen Kreisen und von verschiedenen Ethik-
Kommissionen. Man sah deshalb vor, dass die
nächsten Angehörigen der Organentnahme wi‐
dersprechen können, wenn sich der Verstorbene
nicht geäussert hat. Beigefügt wurde, dass die
Angehörigen dabei den vermutlichen Willen des
Verstorbenen zu beachten hätten. In solchen Fäl‐
len sollen die Angehörigen Vermutungen anstel‐
len, und Vermutungen anstellen braucht ziemlich
viel Bedenkzeit.
Also stelle man sich die konkrete Situation vor:

Nachdem sich die Angehörigen am Bett des Ster‐
benden neben allen immer noch tickenden le‐
benserhaltenden Maschinen entschieden haben,
ihre Zustimmung zum Abschalten dieser Maschi‐
nen zu geben, werden sie gebeten, sich zummut‐
masslichen Willen des Sterbenden über eine Or‐
ganentnahme zu äussern. Noch vor dem Ab‐
schalten der Geräte müssen also die Angehöri‐
gen zur Organentnahme Ja oder Nein sagen,
denn eine Organentnahme ist nur aus dem noch
warmen Körper möglich und nicht aus dem
schon erkalteten. Eine solche Situation ist den
Angehörigen schlicht nicht zumutbar.
Rechtlich kompliziert wird es, wenn nächste An‐

gehörige gar nicht auffindbar sind. Falls der Wille
des Sterbenden über eine Organentnahme nicht
durch eine Erklärung von ihm selber klargestellt
wurde, ist die Organentnahme in einem solchen
Falle unzulässig. So steht es in Absatz 3 von Arti‐
kel 8 des revidierten Gesetzes. Dabei liegt die Krux
im Detail und in der Vorgeschichte dieses Details.
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Ungereimtheiten im revidierten Gesetz
Ein früherer Entwurf zur Revision des Gesetzes
legte fest, die Entnahme sei «zulässig», wenn der
Wille der Person nicht eruierbar und nächste An‐
gehörige nicht erreichbar seien. Diese Regelung
wurde kritisiert, vor allem in Hinblick auf Asylsu‐
chende, Sans Papiers und andere vulnerable
Gruppen wie ältere Personen ohne nächste An‐
gehörige. Auch zugunsten weiterer Gruppen er‐
setzte der Bundesrat in Absatz 3 von Artikel 8
den Begriff «zulässig» kurzerhand durch «unzu‐
lässig». So weit so gut. Dies soll immerhin ver‐
hindern, dass jeder Obdachlose ohne Angehöri‐
ge unfreiwillig zum Organ-«Spender» werden
könnte. (Wortlaut der revidierten Gesetzesartikel
zur Organspende [revidiertes Transplantations‐
gesetz].1)
Es gibt aber in diesem Gesetz auch einen Arti‐

kel 61 über die Informationspflicht. Eine solche
wäre natürlich nötig, denn würde die Revision in
Kraft treten, würde Nicht-Wissen nicht mehr vor
ungewollten Organentnahmen schützen. Der
zweite Absatz dieses Artikels legt fest, worüber
informiert werden muss. Darunter fällt zunächst,
dass man überhaupt widersprechen müsse, und
dann wörtlich: der «… Hinweis, dass ohne Wider‐
spruch der spendenden Person oder ihrer nächs‐
ten Angehörigen die Entnahme von Organen, Ge‐
weben oder Zellen und vorbereitende medizini‐
sche Massnahmen zulässig sind». Kein Wort
mehr davon, dass die Organentnahme unzuläs‐
sig sei, wenn keine Angehörigen erreichbar sind.
Hat man nach der Anpassung von Artikel 8 (Er‐

setzung von «zulässig» durch «unzulässig»)
schlicht vergessen, den Artikel 61 ebenfalls ent‐
sprechend zu ergänzen? Oder war dieser Wider‐
spruch vom Bundesrat gewollt? Letzteres kann
man nicht völlig ausschliessen, angesichts der
Möglichkeiten, die dem Bundesrat in solchen
Fällen offenstehen. Die Ungereimtheit könnte
nämlich zur Folge haben, dass sich eine Praxis
einbürgert, wonach Organentnahme auch bei
fehlender Erreichbarkeit von Angehörigen den‐
noch stattfindet. Dies wäre dann der Fall, wenn
der Bundesrat bei Erlass der entsprechenden
Ausführungsverordnung argumentieren würde,
der Sinn des Gesetzes sei der Übergang von der
Einwilligungslösung zur Widerspruchslösung,
und deshalb seien Ungereimtheiten im Gesetz in
diesem Sinne aufzulösen. Juristisch gesehen ist
das eine durchaus zulässige Auslegungsmetho‐
de.
Solche Widersprüche in Gesetzesvorlagen

müssten vom Gesetzgeber in den Beratungen ei‐

gentlich entdeckt und bereinigt werden. Warum
blieb die Ungereimtheit bestehen, fragt man sich.
Und es bleibt die vage Vermutung, das Parlament
habe dieses Geschäft nicht so ernst genommen,
wie es angesichts der Tragweite und dem Zu‐
sammenhang mit der Menschenwürde ange‐
bracht gewesen wäre.

Eine Frage der Menschenwürde
Selbst wenn die Ungereimtheit im Gesetz noch
ausgeräumt werden könnte, bleibt die grundsätz‐
liche Kritik an der Widerspruchslösung, denn die‐
se verletzt die Menschenwürde in ihren Grund‐
festen. Eigentlich stellt diese Revision des Trans‐
plantationsgesetzes die Einführung einer Organ‐
spende-Pflicht dar, auch wenn das so nicht im
Gesetz steht.
Reden wir Klartext: Wer diesen Beitrag gelesen

hat, weiss, was auf uns zukommt, falls die Geset‐
zesrevision in Kraft tritt. Wenn er oder sie zu de‐
nen gehört, die sich keine Organe entnehmen
lassen wollen, wird er oder sie den Weg zu die‐
sem künftigen Register finden.
Aber: Wie viele Leute lesen solche Artikel? Es

wird nie möglich sein, die Bevölkerung umfas‐
send über die neue Gesetzeslage zu informieren.
Dies wird schon an der heutigen Informationsflut
scheitern und deshalb wird es sehr viele Uninfor‐
mierte geben. Ihnen allen wird praktisch das
Recht genommen, sich ihre eigene Meinung zu
bilden darüber, was sie unter körperlicher Integri‐
tät verstehen, und ob sich diese für sie auch auf
ihren toten Körper bezieht, nicht nur auf den le‐
benden.
Damit wird die Menschenwürde dieser Unin‐

formierten verletzt. Aber es wird eben auch die
Menschenwürde der Informierten verletzt, denn
auch für sie ist es unerträglich, dass man die ei‐
gene Menschenwürde nur dadurch schützen
kann, dass man sich in einem Register einträgt.
Soweit sollte es nicht kommen.2

Quelle: Dieser Beitrag erschien im «Journal21»
am 8. Dezember 2021: https://www.journal21.ch/artikel/
nein-zur-organspende-pflicht
1 https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2020/2625/de
2 Hier finden sich alle Angaben, wie der indirekten Organ‐
spende-Pflicht vielleicht doch noch Einhalt geboten wer‐
den könnte: https://organspende-nur-mit-zustimmung.ch/

Die notwendige Unterschriftenzahl ist noch
nicht erreicht. Jetzt unterschreiben und umgehend –

vor dem 20. Januar – zurücksenden!
Unterschriftenbogen hier:

https://organspende-nur-mit-zustimmung.ch/wp-content/
uploads/2021/11/Ref_Bogen_Organspende_DE_1-seitig.pdf
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